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Produlitionsgemeinſchaften. 


Gegen die Planwirtſchaft wird weiter in 
Wort und Schrift Sturm gelaufen. Am Heftig- 
ſten von denjenigen Kreiſen in Parlament und 


Regierung, die unter der Wahrung wirtſchaft⸗ 


licher Intereſſen immer noch Händlerintereſſen 
verſtehen und noch nicht begriffen haben, daß 
die Lebensbedürfniſſe der Induſtrie heute nicht 
mehr gefördert, ſondern im Gegenteil ge— 
ſchädigt werden durch jenes Händlertum, das 
in der Zeit des Kampfes um den Abſatz ſeine 
Exiſtenzberechtigung hatte und durch die Gunſt 
jener Konjunktur aus dem Stand einer 
Dienerin der Produktion ſich zu deren Herrin 
aufſchwang. Aber je lauter dieſer Kampf 
gegen planmäßiges Wirtſchaften zu toben 
ſcheint, deſto bedeutſamer wird die ſtille 
Arbeit, die für die Planwirtſchaft ge 
leiſtet wird. Und man kann ſagen, 
daß von jenem Tage, da unter dem 
lauten Beifall eines Teiles der deutſchen 
Wähler im deutſchen Reichskabinett die von 
dem früheren Reichsminiſter Wiſſell propa 
gierte Planwirtſchaft begraben wurde, der Be⸗ 
ginn planmäßigen Wirtſchaftens in Deutſch⸗ 
land datiert. Keines Medizäers Güte lächelt 
der neuaufkommenden deutſchen Planwirt⸗ 
ſchaft. Sie wird, von oben her, wenn auch nicht 
verfolgt wie die Urbeſtrebungen zur Grün⸗ 
dung eines Deutſchen Reiches, ſo doch min⸗ 
eſtens nicht gefördert. Aber ſie ſetzt ſich auf 
em Wege der Selbſthilfe der wirtſchaftlichen 
Individuen durch. Was denkende Wirtſchafts⸗ 


thevretifer lange vorausgeſagt und gefordert 
haben, das bemühen ſich jetzt die deutſchen 
Produzenten durchzuführen, wenn auch nicht 
ſo ſehr aus Einſicht, als unter dem bitteren 
Zwange der Notwendigkeit, die eigene Exiſtenz 
zu retten und die Exiſtenzbedingungen den 
veränderten Verhältniſſen anzupaſſen. E 

Man kann alle diefe Beſtrebungen unter 
dem Schlagwort „Steigerung der Produk- 
tivität der deutſchen Wirtſchaft“ zuſammen⸗ 
faſſen. Dieſe Steigerung iſt gleichermaßen 
durch organiſatoriſche wie durch techniſche 
Maßnahmen anzuſtreben. Mehr als bisher 
wird in Zukunft der Ingenieur als bewußter 
Förderer des Organiſationsfortſchrittes ſich 
zu bewähren haben. Die Fortſchritte der Or⸗ 
ganiſation beruhten ja zu einem größeren 
Teil früher auch ſchon auf der techniſchen Ent⸗ 
wicklung. Die Zerlegung des eee 

ein rein techniſcher Vorgang — hatte dle 
Zuſammenfaſſung der einzelnen Arbeitsvor⸗ 
gänge in einer einheitlichen Stätte, der Fabrik, 
zur Folge. Die Erfindung des mechaniſchen 
Webſtuhles bildete den hauptſächlichſten An⸗ 
ſtoß zur Ausweitung der handwerksmäßigen 
Herſtellung und des Manufakturbetriebes zur 
Induſtrieunternehmung. Aber in all dieſen 
Fällen blieb das Bewußtſein des erfindenden 
Technikers in den Kreis der techniſchen Vor⸗ 
ſtellung gebannt. Meiſt wurde die volkswirt⸗ 
ſchaftliche Nutzanwendung der Erfindungen 
erſt hinterher vom Induſtriellen oder Kauf⸗ 


mann gezogen. Erſt ganz allmählich traten 
Ingenieur und Unternehmer gemeinſam zu⸗ 
ſammen, um die Organiſation zu fördern 
und damit gemeinſam die Produktionskoſten 
beſtimmend zu beeinfluſſen. Der Betriebs⸗ 
ingenieur iſt eine Errungenſchaft der neueſten 
Zeit geweſen. Die Not des neuen Deutſch⸗ 
lands aber zwingt dazu, daß jeder Ingenieur 
nicht mehr allein vom techniſchen Vorgang 
ausgeht, ſondern daß er zunächſt die Erforder⸗ 
niſſe der Organiſation und dasjenige er⸗ 
forſcht, was im Augenblick nottut, um die 
Produktionskoſten in ſinkender Tendenz zu 
beeinfluſſen, um, von dieſem Leitgedanken be⸗ 
ſtimmt, ſein techniſches Können zu erproben. 


Der Verein deutſcher Ingenieure darf das 
hohe Verdienſt für ſich in Anſpruch nehmen, 
die Bedeutung dieſer Seite der Technik für den 
wirtſchaftlichen Neuaufbau zuerſt deutlich er⸗ 
kannt und aus dieſer Erkenntnis die Folge⸗ 
rungen gezogen zu haben. Er iſt dabei ſeiner 
Tradition treugeblieben. Denn ſchon Jahre 
vor dem Kriege hat er den Zuſammenhängen 
zwiſchen Wirtſchaft und Technik beſondere 
Aufmerkſamkeit zugewandt und das auch 
äußerlich durch eine wirtſchaftlich⸗techniſche 
Beilage zu ſeiner Vereinszeitſchrift dokumen⸗ 
tiert. Gleich nach dem Waffenſtillſtand hat 
er in Zuſammenarbeit mit dem Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſterium (dem damals wohl noch 
Wiſſell und Moellendorff vorſtanden) einen 
„Ausſchuß für wirtſchaftliche Fertigung“ 
niedergeſetzt, der die Möglichkeiten der Um⸗ 
formung deutſchen Wirtſchaftens erforſchen 
und die Ergebniſſe ſolcher Forſchungen pro- 
pagieren ſollte. 

Dieſer Ausſchuß, der bereits eine Reihe 
von Broſchüren veröffentlichte, hat jetzt ſeine 
erſte Flugſchrift herausgegeben, in der er 
merkblattartig die Gegenmaßnahmen be⸗ 
ſpricht, die zur Behebung der Not der 
deutſchen Wirtſchaft ergriffen werden müſſen. 
Die Ergebniſſe dieſer Ausſchußarbeit, ſo⸗ 
weit jie bisher vorliegen, bewegen fih boli- 
kommen auf dem Boden der Vorſchläge, die 
ſchon feit langem im „Plutus“ gemacht wor⸗ 
den ſind. Als wichtigſte Notwendigkeit und 
Vorausſetzung jeder Steigerung der Arbeits⸗ 
produktivität ergeben ſich Sparſamkeit und 
techniſche Vervollkommnung. Sparſamkeit in 
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jedem Betracht. Sowohl in der Verwendung 
wie in der Ausnutzung der Rohſtoffe, durch 
Schonung und zweckmäßige Behandlung der 
Arbeitsmittel und der Arbeitskräfte und durch 
die Erſparung überflüſſigen Nebeneinander⸗ 
arbeitens und mehrfacher Leiſtung derſelben 
Arbeit. 

Die planloſe Wirtſchaft, die uns augen⸗ 
blicklich noch faſt vollkommen beherrſcht, be⸗ 
wirkt das gerade Gegenteil von dem, was 
Deutſchland nottut. Die Händler möchten am 
liebſten, weil ſie alles im Auslande augenblick⸗ 
lich vorteilhaft verkaufen können, unſere Roh⸗ 
ſtoffe und, wenn es geht, noch die deutſchen 
Produktionsmittel dazu verſchleudern. Jede 
Planwirtſchaft ſollte aber augenblicklich die 
Ausfuhr von Rohſtoffen überhaupt verbieten. 

Doch mindeſtens ebenſo wichtig iſt die 
Ueberwachung ſowohl der fremden wie auch 
der heimiſchen Rohſtoffe. Vor dem Kriege 
hat Deutſchland wie ein Verſchwender gewirt⸗ 
ſchaftet. In wie hohem Maße unſinnige Wirt⸗ 
ſchaft die Bilanz deutſcher Oekonomie geweſen 
iſt, darüber belehrt uns eine Sammlung von 
Zahlen in dem Flugblatt des genannten Aus⸗ 
ſchuſſes. Im Jahre 1913 hat Deutſchland 
danach bei einer Geſamtausfuhr von 10 Milli⸗ 
arben Ab für 330 Millionen / Steinkohlen 
und für rund 232 Millionen // chemiſche 
Grundſtoffe, wie Salze und Säuren, aus⸗ 
geführt, dagegen nur für etwa 209 Mill. AM 
Farben; ferner exportierte Deutſchland für 
über 1½ Mill. / Rohſtoffe und Eiſen, dagegen 
bloß für 237 Mill. Æ Maſchinen und Fahr⸗ 
zeuge und nur für 275 Mill. % elektrotech⸗ 
niſche Erzeugniſſe. Dazu kam, daß wir bei 
einer Geſamteinfuhr von nahezu 11 Milli⸗ 
arden V nicht weniger als 1500 Millionen M 
Fertigfabrikate einführten, darunter Artikel 
wie landwirtſchaftliche Maſchinen, deren Spe- 
zialerzeugungsland Deutſchland war. Dieſe 
Einfuhrziffern find ein deutliches Zeichen da- 
für, wie unproduktiv und extenſiv vor dem 
Kriege bei uns gewirtſchaftet worden iſt. In 
Zukunft darf überhaupt nichts nach Deutſch⸗ 
land eingeführt werden, was wir ſelbſt her⸗ 
ſtellen; und es kommt darauf an, aus der Be⸗ 
arbeitung der relativ geringen Mengen von 
Rohſtoffen, die wir ſelbſt erzeugen oder 
zu uns noch einführen können, eine 
möglichſt große Anzahl von Waren und ein 
möglichſt hohes Maß von Beſchäftigung für 


— 398 


die vielen Hände zu erzielen, die wir in der 
Heimat zu ernähren haben. Das iſt aber nur 
zu erreichen, wenn Deutſchland in Zukunft 
ganz planmäßig ſich der Herſtellung von 
Qualitätswaren widmet, die wenig Rohſtoffe 
und viel Arbeit brauchen. Um wieviel höher 
das Quantum Arbeit iſt, das im hochwertigen 
Fabrikat ſteckt, als die Arbeitsmenge, die der 
Rohſtoff verkörpert, dafür gibt das Flugblatt 
des Ausſchuſſes als Beiſpiel an, daß bei der 
Herſtellung von Eiſenroh- und Halbfabrikaten 
etwa 25 Arbeiter auf die Tonne entfallen, 
während zur Herſtellung von Maſchinen auf 
die Gewichtstonne etwa 170 Arbeiter not- 
wendig ſind. Ganz mit Recht betont der Aus⸗ 
ſchuß, daß, wenn wir uns nicht zu einer 
ſolchen planmäßigen Wirtſchaft bekehren, wir 
an Stelle von Waren werden Menſchen aus⸗ 
führen müſſen. Und zwar Menſchen, die alle 
Eigenſchaften haben, um Qualitätsware her⸗ 


zuſtellen, ſo daß dann das Ausland in ſeiner 


Konkurrenzkraft gegen Deutſchland durch 
Deutſchland ſelbſt geſtärkt wird. 

Mit der planmäßigen Förderung der 
Qualitätsarbeit gewinnt aus den vor- 
genannten Gründen allerdings das Pro- 
blem des Arbeitslohnes eine ganz beſondere 
Bedeutung. Einmal eben, weil in dem 
hochwertigen Produkt mehr Arbeitszeit ſteckt 
und deren Koſten natürlich die Produktion 
weſentlicher beeinflußt. Dann aber. auch, weil 


der Qualitätsarbeiter ſchwer erſetzbar iſt und 


daher auch beſſer bezahlt werden muß. Der 
abſolute Standard des Arbeitslohnes wird 
nun in Deutſchland noch auf lange hinaus 
ſehr hoch bleiben. Um fo mehr muß fort- 
geſetzt das Beſtreben darauf gerichtet ſein, 
die Geſtehungskoſten der Fabrikate herab- 
zudrücken. Zunächſt die Lohnſumme ſelbſt, 
indem die notwendige Arbeiterzahl durch tech- 
niſche Vervollkommnung vermindert, dann 


aber auch, indem der ganze Arbeitsprozeß 


beſſer als bisher durchorganiſiert wird. Der 
Ausſchuß des Vereins deutſcher Ingenieure 
ſchlägt außerdem zur Verbilligung der Pro⸗ 
duktion vor: die wiſſenſchaftliche Behandlung 
der Arbeitsmittel, arbeitsſparende Betriebs- 
führung, Reihen⸗ und Maſſenerzeugung in 
Geſtalt von Herſtellung möglichft großer 

engen gleicher Gegenſtände oder Teile von 


= Gegenſtänden auf einmal, und Erſetzung jeder 


Handarbeit durch Maſchinenarbeit, ferner 
die Normung durch vereinfachte Geſtaltung 
bisher verſchiedener Teile, die Typung durch 
Beſchränkung der allzu großen Zahl ver⸗ 
ſchiedener Muſter und Modelle auf die un⸗ 
bedingt notwendigen, allen berechtigten An⸗ 
forderungen genügenden typiſchen Ausführun⸗ 
gen, die Aufſtellung von Typenreihen durch 
gleichmäßige Feſtlegung von Leiſtungsſtufen, 
Umdrehung, Zählung und Anſchlußmaße, und 
endlich die Spezialiſierung der Fabriken auf 
diejenigen Erzeugniſſe, die ſie mit ihren 
Mitteln in wirtſchaftlichſter Weiſe herſtellen 
kann. Zu den notwendigen Forderungen der 
Spezialiſierung würde es meines Erachtens 
auch gehören, daß die Standortsfrage der ein- 
zelnen Fabriken nicht bloß vom rein betriebs⸗ 
techniſchen, ſondern auch vom verkehrstech⸗ 
niſchen Standpunkt aus betrachtet wird. 

Bei der techniſchen Spezialiſierung der 
Fabriken ſetzt bereits die kaufmänniſche 
Organiſationsfrage ein. Sie erlangt noch er⸗ 
heblich größere Wichtigkeit bei den notwendig 
werdenden Verſuchen, die allgemeinen Gc- 
ſtehungs⸗ und Betriebskoſten herabzudrücken. 
Um dieſen Zweck zu erreichen, haben ſich 
neuerdings induſtrielle Produktionsgemein⸗ 
ſchaften gebildet. Zum Unterſchied von den 
Kartellen und Truſts handelt es ſich hier um 
keine eigentliche Zuſammenfaſſung der Be⸗ 
triebe, ſondern vielmehr darum, daß eine 
Reihe von an ſich ſelbſtändigen Betrieben ge⸗ 
meinſame Veranſtaltungen für Vertrieb oder 
Auftragseinholung treffen, für die bisher 
jeder einzelne Arbeit und Koſtenaufwand 
hatte. So übernehmen z. B. dieſe zu Pro⸗ 
duktionsgemeinſchaften vereinigten Fabri⸗ 
ken gemeinſame Anlagen (Transportanlagen 
Zuckerfabrik) oder auch die Herſtellung 
beſtimmter Erzeugniſſe, die von den Mb- 
nehmern in beſtimmten Typen gebraucht wer⸗ 
den. Eine Zentralſtelle, die den Auftrag über⸗ 
nimmt, verteilt die einzelnen Lieferungen an 
die angeſchloſſenen Fabriken unter Berückſich⸗ 
tigung ihrer Spezialitäten. Jede Erſparnis, 
die bisher nur in einem gemiſchten Werk, 
das alle Spezialfabrikationsſtätten in ſich 
ſchloß, möglich war, ſoll dieſen aſſoziierten 
Fabriken nun ebenfalls möglich werden. 
Dieſen Produktionsgemeinſchaften werden ſich 
ſicher mit der Zeit Vertriebsgemeinſchaften 
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anſchließen. Es iſt das letzten Endes gar 
nichts anderes als eine Ausdehnung und 
eine Rezeption des Genoſſenſchaftsgedankens 
auf das induſtrielle Gebiet und von den indu⸗ 
ſtriellen Unternehmern. Der Uebertragung 
des genoſſenſchaftlichen Prinzips auf die In⸗ 
duſtrie gehört die Zukunft. Die Unternehmer, 
die mit der Erhöhung gewiſſer Unkoſten und 
deren dauerndem Hochſtand rechnen müſſen, 
werden in allen Branchen ſchließlich keinen 
anderen Ausweg ſehen, als ihre Unkoſten da⸗ 
durch erheblich zu verbilligen, daß fie Cingel- 
ausgaben, deren Entfaltung bisher Gegen⸗ 
ſtand ihres höchſten Ehrgeizes war, ermäßigen, 
indem ſie die ſolche Koſten verurſachenden 
Ausgaben vergemeinſamen und vergenoſſen— 
ſchaften. 

Nun gebe man ſich aber keiner Täuſchung 
darüber hin, wohin ſchließlich dieſer Weg führen 
wird. Soweit es ſich um reine Produktions- 
gemeinſchaften zwiſchen Unternehmungen han 
delt, deren jede ihre beſondere Spezialität hat, 
werden keinerlei Rivalitäten entſtehen. Wenig⸗ 
ſtens nicht, inſofern die Spezialität des einzelnen 
Unternehmens einwandfrei feſtſteht. Aber auf 
ähnliche Wege werden ſich gerade ſolche Unter⸗ 
nehmungen begeben müſſen, die ſehr viel Ge- 
meinſames haben und deswegen im Konkurrenz- 
verhältnis ſtehen. Ebenſo hier, wie auch wo⸗ 
anders, werden die Vergemeinſamungen nur 
möglich ſein, wenn auch gleichzeitig die Ge⸗ 
winne zuſammengeworfen und nach einem ge- 
wiſſen Schlüſſel verteilt werden. Das heißt 
aber nichts anderes, als daß auch auf dieſem 
Umwege und gerade als ſelbſtverſtändliche 
Folge dieſer Vergenoſſenſchaftlichung wieder 
Kartelle oder gar Fuſionen und Truſts ent⸗ 
ſtehen. 

Es iſt aber überhaupt ſehr zweifelhaft, 
ob eine wirklich wirkſame und allgemeine 
Durchführung ſolcher Vereinheitlichung auf 


dem Wege der Freiwilligkeit ſich erzielen läßt. 
Der Eigenwille einzelner Unternehmer oder 
die beſonders günſtige Lage der einen oder 
der anderen Betriebsſtätte werden ſie vom 
gemeinſamen Vorgehen mit anderen abhalten. 
Rein privatwirtſchaftlich betrachtet, entſpricht 
das ja dem Intereſſe der einzelnen, ſich ab⸗ 
ſeits haltenden Unternehmung. Aber die 
neue deutſche Volkswirtſchaft ſoll ſich ja ge- 
rade vom rein privatkapitaliſtiſchen Stand⸗ 
punkt fortentwickeln zur Gemeinwirtſchaft. 
Und deshalb iſt es erwünſcht, daß möglichſt 
in allen Branchen und innerhalb dieſer Bran⸗ 
chen in allen Betrieben dieſelbe Gemeinſam⸗ 
keit ſich durchſetzt. Das aber wird ohne Zwang 
nicht möglich ſein. Doch dieſer Zwang darf 
nicht durchgeſetzt werden durch rohen Eingriff 
des Staates, vielmehr wäre der geeignete Weg 
dazu die von mir an anderer Stelle vor- 
geſchlagenen Steuergemeinſchaften der deut- 
ſchen Induſtrie. Der Grundgedanke dieſer 
Steuergemeinſchaften beruht darauf, daß der 
Staat die erheblichen Summen, die er an 
Steuern braucht, nicht allein durch individuelle 
Zumeſſung, ſondern in der Weiſe erhebt, daß 
er den zuſammengeſchloſſenen einzelnen Ge⸗ 
werbezweigen die Geſamtſumme des Steuer⸗ 
ſolls, das er aufzubringen hat, auferlegt und 
der Leitung dieſer Gewerbegruppen die Unter- 
verteilung überläßt. Dadurch wird bei allen 
ſolidariſch haftenden Gewerbegenoſſen das 
Intereſſe an der produktiven Wirtſchaft aller 
geweckt und alfo ohne ſtaatlichen Zwang, der 
wirtſchaftliche Zwang zur Spezialiſierung, zur 
Typiſierung und zur Produktions- und Ber- 
triebsgemeinſchaft ſich entwickeln. Durch die 
Einwirkung dieſer Steuergemeinſchaft werden 
dann, gleichſam von ſelbſt, die Grundlagen 
für eine verſtändige deutſche Planwirtſchaft 
geſchaffen werden. 


395 


—— 


Die Handelskammern. 


Von Dr. Fritz Buber⸗Berlin, Geheimer Oberregierungsrat a. D. 


gebe hier gerne einem Vertreter des Handelskammer-Gedankens, dem 


Ich 
Geſchäftsführer des Landesausſchuſſes der preußiſchen Handelskammern, das 


Wort, 


ohne mich im einzelnen mit ſeinen Ausführungen zu identifizieren. Denn es iſt möglich, 


daß beim Neuaufbau der deut 
ſcheidende Rolle zufallen wird. 


Die Handelskammern find Kinder der Revolu⸗ 
tion, zwar nicht der November- Revolution von 
1918, ſondern ihrer großen franzöſiſchen Vorgängerin 
am Ende des 18. Jahrhunderts. Die Beſeitigung 
des abſoluten Staatsregimes, der demokratiſche Ge⸗ 
danke, bedingten auch für Handel und Induſtrie 
die Schaffung beſonderer Körper, durch welche ſie 
ihre Wünſche und Anſichten geltend machen und 
die ihnen zur eigenen Verwaltung übertragenen An⸗ 
gelegenheiten regeln konnten. Die in den Rheins 
landen während der franzöſiſchen Okkupation im 
Anfang des 19. Jahrhunderts geſchaffenen Handels⸗ 
kammern ſind Vorbilder geworden für die jetzt noch 
beſtehenden. 

Man ſollte es für ſelbſtverſtändlich halten, daß 
eine Zeit, welche den Sieg des demokratiſchen Ge- 
dankens gebracht hat, die Linie, welche ſich aus 
einer mehr als hundertjährigen Entwicklung ergibt, 
weiter verfolgen werde. Leider iſt das Gegenteil 
der Fall. Die Handelskammern ſind bereits während 
des Krieges, in noch höherem Maße aber ſeit der 
Revolution durch die Reichsregierung mit einer 
Nichtachtung behandelt worden, als handele es 
ſich um abſterbende, bedeutungsloſe Gebilde. Bei⸗ 
ſpiele dafür ließen ſich in Fülle erbringen. 

Wer ſich über Nichtbeachtung beſchwert, der 
ſoll zunächſt einmal die Gründe in ſich ſelbſt ſuchen. 
Wenn die Handelskammern das ehrlich tun, ſo müſſen 
ſie anerkennen, daß ihre Organiſation, namentlich 
in Preußen, erhebliche Mängel aufweiſt. Staat⸗ 
liche Organiſation iſt nun einmal die Kunſt, freie 
Menſchen zu gemeinſamer Wirkſamkeit zu vera 
einen und dabei die relativ höchſten Rejultate für 
die Allgemeinheit durch das denkbar mindeſte Maß 
von Einſchränkung des einzelnen zu erzielen. Die 
Wage, welche die beiden Elemente, Zwang und Frei⸗ 
heit, auf ihren Schalen trägt, ſteht nie ſtill. Wir 
wiſſen, daß jedes Uebermaß auf der emen Seite 
zu unwillkommenen Schwankungen führt, die eine 
kluge Leitung vermeiden ſoll. , 

Auch das demokratiſche Prinzip der Selbſt⸗ 
verwaltung bedarf um ſeiner ſelbſt willen der Ein⸗ 
ſchränkung. Der Volksmund drückt das treffend aus 
in dem Wort, daß viele Köche den Brei verderben. 
Und das berechtigte Beſtreben der Gewerbetreiben⸗ 
den, ihre eigenen Angelegenheiten ſelbſt zu ordnen, 
wird dann undurchführbar, wenn jeder den Anſpruch 
erhebt, in der geſchaffenen Selbſtverwaltungs⸗ 
organiſation maßgebend mitzuwirken oder fie we⸗ 
nigſtens in unmittelbar erreichbarer Nähe zu haben. 
So wenig wir einer bureaukratiſchen Verwaltung, 


ſchen Wirtſchaft ganz anderen Organiſationen eine ent- 
6, B. 


die vom grünen Tiſch entſcheidet, das Wort reden 
wollen, ſo wenig läßt ſich auf eine vernünftige 
Zentraliſierung, auch wenn ſie Opfer des einzelnen 
erfordert, verzichten. Auch hier gilt es, durch kluge 
Maßnahmen die beiden Schalen der Wage im 
Gleichgewicht zu halten. 

Bei den Handelskammern hat die Regierung 
dieſe Kunſt des richtigen Ausgleichs nicht bewieſen. 
Die hiſtoriſche Entwicklung, welche die Bildung und 
Abgrenzung der Handelskammern völlig dem freien 
Willen der Beteiligten überließ, hat zur Bildung 
einer großen Zahl zum Teil ſehr kleiner Kammern 
geführt, die mangels entſprechender Mittel nie einen 
anderen als örtlichen Charakter annehmen konnten. 
Gewiß ſoll auch die Erfüllung ſolcher örtlichen Auf⸗ 
gaben, die namentlich den kleineren und mittleren 
Gewerbetreibenden zugute kommen, nicht gering be⸗ 
wertet werden. Aber bei der Erledigung ſtaatlicher 
Aufgaben in einem ſo großen Wirtſchaftskörper, 
wie ihn Preußen und das Reich darſtellt, kann 
nun einmal nicht die Regierung mit rein örtlichen 
Organiſationen als Beraterinnen arbeiten. 

Leider haben dieſe Gedanken bei einer Anzahl 
von Handelskammern nicht die erhoffte Aufnahme 
gefunden. Zweimal hat es die Staatsregierung — 
1896 und 1917 — verſucht, ihnen geſetzgeberiſchen 
[Ausdruck zu verleihen; beide Wale ſcheiterten dieſe 
Verſuche an dem in das Parlament hineingetrage⸗ 
nen Widerſtand der kleineren Handelskammern. Und 
daran liegt es letzten Endes, wenn die Reichs⸗ 
behörden, namentlich während des Krieges, in dem 
alle Mängel doppelt ſcharf in die Erſcheinung traten, 
bei ihren Maßnahmen ſich der Handelskammern 
nicht bedienten. Unterſtützt wurden fie darin durch 
die Tatſache, daß die fachlichen Berufsvertretungen, 
die aus freier Initiative der Beteiligten vor allem 
in der Induſtrie in vorbildlicher Weiſe entſtanden 
waren, ſofort in die Lücken der ſtaatlichen Organiſa⸗ 
tion einzuſpringen in der Lage waren. 

Töricht wäre es, den Gedanken der fachlichen 
Organisation eines Wirtſchaftszweiges grundſätzlich 
gegenüber dem der örtlichen als den geringwertigeren 
hinzuſtellen, oder gar den Mangel einer öffent- 
lich⸗ rechtlichen Begründung jener Organiſation 
als weſentlich zu betrachten. Bei jedem Menſchen, 
der ernſtlich an ſeinem Beruf hängt, wird nun ein⸗ 
mal ſeine Stellung zum Staat und zur Geſell⸗ 
ſchaft von den Intereſſen des Berufes beeinflußt 
und gemeinhin wird jeder derjenigen Berufsver⸗ 
tretung einen möglichſt weitgehenden Einfluß auf 
die Staatsgeſchäfte wünſchen, die ſpeziell die Inter⸗ 
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eſſen ſeines engeren Berufes vertritt. Aber weil 
dem ſo iſt, liegt auch hier die Gefahr vor, daß, 
wie bei der örtlichen Einteilung die örtliche Ber- 
ſplitterung, ſo bei der fachlichen die fachliche Zer⸗ 
ſplitterung zu weit geführt werden muß. Nur mit 
ſtarkem Unbehagen werden wir uns in dieſer Be⸗ 
ziehung des Verſuches erinnern, den vor der Re⸗ 
volution die preußiſche Staatsregierung bei der Neu⸗ 
bildung des Herrenhauſes unternahm. Wenn wir 
in der Fülle der damaligen Eingaben leſen, daß 
im Herrenhaus die Intereſſen der Dentiſten nicht 
durch einen Zahnarzt, und die Intereſſen des 
Schuhmacherhandwerks nicht durch einen Hand- 
werker anderer Kategorie vertreten werden könnten, 
und daher „Präſentationen“ durch beſondere Körper 
dieſer Berufsgruppen nötig ſeien, ſo gibt uns das 
eine Lehre, wohin ein rein fachlicher Aufbau der 
Berufsvertretungen im Geſetzeswege führen kann. 

Und zu dieſem Mangel der fachlichen Organi- 
ſation tritt ein anderer. Wenn wir von regional 
gegliederten Organiſationen fordern, daß zwar in 
ihnen gemeinſchaftliche Bezirksintereſſen vertreten 
werden, aber niemals rein örtliche den Ausſchlag 
geben, ſo fordern wir, daß auch niemals die rein 
fachlichen den Ausſchlag geben dürfen. Eine Berufs⸗ 
vertretung, welche lediglich die Intereſſen eines 
Faches wahrzunehmen hat, und in der andere Be⸗ 
rufsgruppen überhaupt nicht zu Worte kommen, wird 
immer, vom Standpunkt der Allgemeinheit be⸗ 
trachtet, einſeitig orientiert ſein müſſen. Und ein 
Staatsbürger, der als Fachmann eines beſtimmten 
Fachgebietes von ſeinen engeren Berufsgenoſſen in 
eine ſtaatliche Berufsvertretung entſendet wird, wird 
leicht der Gefahr unterliegen, die Dinge lediglich 
vom Standpunkt des engeren Berufes zu beurteilen, 
wenn er nicht mit dem Verluſt ſeines Mandates bei 
einer Wiederwahl rechnen ſoll. 

And ein Drittes kommt hinzu. Das Schwer⸗ 
gewicht der beruflichen Intereſſen liegt wohl nur 
bei großen Unternehmungen, vor allem bei indu⸗ 
ſtriellen, auf rein fachlichem Gebiet. Mittlere und 
kleinere gewerbliche Betriebe find mit ihren be- 
ruflichen Intereſſen oft weit feſter an die Berufs⸗ 
genoſſen des engeren Bezirks, auch wenn ſie einer 
anderen Fachgruppe angehören, geknüpft, als an die 
Berufsgenoſſen der eigenen Fachgruppe in ent⸗ 
fernteren Bezirken. Wir wiſſen ja, daß die Bildung 
von Syndikaten um ſo ſchwerer gelingt, je mehr das 
Produkt, welches ſyndiziert werden foll, vom Roh⸗ 
produkt zur Fertigware vorgeſchritten iſt, und daß, 
wenn die fertige Ware in den Handel gelangt, 
Konventionsbeſtrebungen um ſo größeren Widerſtand 
finden, je mehr fih die Ware dem endgültigen Ver- 
braucher nähert. Und ſo trifft es auch für die fach⸗ 
lichen Berufsorganiſationen zu, daß ihre Bedeutung 
und das Intereſſe der Berufsgenoſſen, von dem jie 
getragen werden, keineswegs für alle Zweige des 
Handels und der Induſtrie gleich iſt. 

Nein, man mag es drehen, wie man will. In 
einem größeren Gemeinweſen, wie es unſer Staat 
bildet, darf nun einmal nicht auf eine örtliche 


Untergliederung zugunſten der fachlichen verzichtet 
werden, wenn nicht der demokratiſche Gedanke Schiff⸗ 
bruch leiden ſoll. und ein Blick auf die großen 
fachlichen Organiſationen läßt es uns erkennen, daß 
in denen der geſunde Ausgleich zwiſchen groß und 
klein, zwiſchen wirtſchaftlich Starken und Schwachen, 
der ja nun einmal ein Grundzug demokratiſchen 
Denkens iſt, noch manches zu wünſchen übrig läßt. 

Und deshalb iſt es ſchlechthin unverſtändlich, 
daß eine Reichsregierung, die fih demokratiſch nennt, 
ſich feit ihrem Beſlehen grundſätzlich nur auf die 
durch privaten Zuſammenſchluß gebildeten Fach⸗ 
organiſationen der verſchiedenſten Arten ſtützt, und 
die auf geſetzlicher Baſis errichteten Handelskammern 
ignoriert; denn das iſt noch ein zarter Ausdruck 
für die Art der Behandlung, welche die Handels⸗ 
kammern und ihr Geſamtorgan, der Deutſche In⸗ 
duftries und Handelstag, ſeitens des Neichswirt⸗ 
ſchaftsminiſteriums in den letzten Jahren erfahren 
haben. Den Schlußſtein zu dieſer Behandlung 
bildet die Vorlage über Bildung eines vorläufigen 
Neichswirtſchaftsrats, der in dieſer bedeutungsvollen 
Zeit den Wiederaufbau unſeres Wirtſchaftslebens an 
der Seite des Neichswirtſchaftsminiſteriums in die 
Hand nehmen ſoll. Als Vertreter von Handel und 
Induſtrie von der Unternehmerfeite ſollen unter 
etwa 160 Mitgliedern 28, und zwar ausſchließ⸗ 
lich, durch fachliche Organiſationen oder durch die 
Fachgruppen der „Arbeitsgemeinſchaft“ berufen wer⸗ 
den. Erſt auf ernſte Vorſtellungen des Deutſchen 
Induſtrie⸗ und Handelstages hin entſchloß man ſich, 
dieſem die Benennung eines Vertreters aller 
deutſcher Handelskammern — insgeſamt 140 — ein⸗ 
zuräumen. 

Als ſeinerzeit bei der Herrenhausvorlage die 
Präſentation der Vertreter von Induſtrie und Handel 
zunächſt allein durch die Handelskammern erfolgen 
ſollte, da erhob ſich ein ſtürmiſcher, nicht unbe⸗ 
rechtigter Widerſpruch der fachlichen Organiſationen, 
und ſie ſetzten die Verteilung der vorgeſehenen Ver⸗ 
treter auf beide Arten von Organiſationen, die ört⸗ 
lich und die fachlich gegliederten, zu gleichen Hälften 
durch. Der damals beſchrittene Weg enthält das 
durchaus richtige und damals auch von den Fate 
verbänden geforderte Prinzip, daß nur aus einer 
Vereinigung des Einfluſſes der örtlichen und der 
fachlichen Gliederung das Parallelogramm der Kräfte 
konſtruiert werden kann, welches ein gutes Funk⸗ 
tionieren der wirtſchaftlichen Beratungskörper des 
Staates gewährleiſtet. Auch in dem Wiſſellſchen 
Wirtſchaftsplan für den endgültigen Aufbau des 
Reichswirtſchaftsrats ift dieſer Grundſatz durchgeführt. 
Und vergeblich fragt man ſich nach den Gründen, 
um deretwillen bei der vorläufigen Zuſammen⸗ 
ſetzung des Neichswirtſchaftsrats dieſer Grundſatz je 
völlig verlaſſen werden konnte. 

Man möge nicht einwenden, daß eine ſolche 
Mitwirkung infolge der oben dargelegten Mängel 
der Handelskammerorganiſation ausgeſchloſſen ſei. Da 
es ſich gegenwärtig um die Bildung einer zentralen 
Körperſchaft ohne eigenen Unterbau handelt, werden 
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durch Vermittelung des deutſchen Induſtrie⸗ und 
Handelstages die Wahlen ohne weiteres unter ent⸗ 
ſprechender Berückſichtigung der verſchiedenen Landes⸗ 
teile getätigt werden können. Und wir wollen hoffen, 
daß es in letzter Stunde gelingt, eine Beteiligung 
der Handelskammern in dem geforderten Maße bei 
der Bildung des vorbereitenden Reichswirtſchafts⸗ 
rats durchzuſetzen. Aber damit allein iſt es nicht 
getan. Der unbedingt nötige Einbau der Handels- 
kammern in die örtliche Gliederung der reichs⸗ 
wirtſchaftlichen Neuorganiſation, vor allem ihre Mit⸗ 
wirkung bei der Bildung und Tätigkeit der Bezirks⸗ 
wirtſchaftsräte kann nur erfolgen, wenn die von der 
preußiſchen Staatsregierung im Einvernehmen mit 
der Reichsregierung geplante geſetzliche Neuregelung 


der Handelskammern, welche neben anderen auch 
die Durchführung des allgemeinen, gleichen, direkten 
Wahlrechts für Männer und Frauen bringen wird, 
in den eigenen Kreiſen der Kammern auf volles 
Verſtändnis und entgegenkommende Behandlung 
trifft. Mißlingt es zum dritten Male, für die 
Form der Handelskammerorganiſation die ver⸗ 
nünftige Mitte zwiſchen berechtigten lokalen und 
den darüber hinausgehenden weiteren Intereſſen zu 
finden, ſo wird die Entwicklung über die Handels⸗ 
kammern hinwegſchreiten und ſie werden ſich darüber 
nicht beklagen dürfen. Dann tut der Kronos des 
revolutionären Gedankens recht daran, wenn er die 
eigenen Kinder verſchlingt. 


Revue der Preſſe. 


Zu der auch im Plutus eingehend erörterten Frage 
der deutſchen Ausfuhrpreiſe im Zuſammenhang mit 
der ungünſtigen Geſtaltung unſerer Valuta nimmt 
in der Voſſiſchen Zeitung (9. November) 
der Vorſitzende des Direktoriums der A. E. G., Ge- 
heimer Kommerzienrat, Felix Deutſch, Stellung. 
Er bezeichnet die Vorgänge, die ſich gegenwärtig 
abſpielen, als 

Deutſchlands Ausverkauf. 


Der Warenhunger, der in der ganzen Welt herrſcht, 
hat eine vollkommene Umwälzung der gewöhnlichen 
Marktverhältniſſe hervorgerufen. Dieſe Uns 
kehrung könnte der Stützpunkt für Deutſchlands 
Wiederaufbau werden, wenn die Konjunktur mit Ver⸗ 
ſtand ausgenützt werden würde. Aber ſtatt deſſen 
droht Deutſchland die günſtige Konjunktur für ſeine 
Arbeitskraft zum Verhängnis zu werden. Die Aus⸗ 
länder ſtürzen ſich auf alles, was in Deutſchland 
käuflich iſt, und wenn die Sachen ſo weiter laufen, 
dann wird es eines ſchönen Tages bei uns Waren 
überhaupt nicht mehr geben, und die deutſchen 
Produktionsmittel werden ſich im Beſitz des Aus⸗ 
landes befinden. Den Fremden wird bei dieſen 
billigen Käufen in Deutſchland in der unvernünf⸗ 
tigſten Weiſe von der deutſchen Geſchäftswelt ſelbſt 
Affiftenz geleiſtet. Der deutſche Fabrikant denkt 
nicht an den internationalen Warenhunger, ſondern 
ijt genau wie in der Friedenszeit von der Furcht 
beherrſcht, daß ſein Konkurrent ihn unterbieten könnte. 
So tritt dann die deutſche Induſtrie in vielen 
Fällen im Auslande als Preisdrücker auf. Nach der 
Schweiz ſind von deutſchen Waggonfabriken 
Waggons zum Preiſe von 23 000 A angeboten 
worden, für die ſchweizeriſche Fabriken 23 000 Fr., 
aljo das 5—bfache, gefordert haben. In Schweden 
erboten ſich deutſche Fabriken zur Lieferung von 
Kränen für 50 000 Kr., für die von ſchwediſchen 
Fabriken Offerten für 200 000 Kr. vorlagen. 10 
Kopenhagen lagen Preisangebote aus Deutſchlan 


für Automobile für 5000 Kr. vor, die die däniſchen 
Fabriken erklärten, nicht unter 12 000 Kr. liefern 
zu können. In Spanien iſt neuerdings Kleineiſen⸗ 
guß zum Einheitspreis von 8,6 Peſeten von Deutſch⸗ 
land, von 68 Peſeten von Frankreich und von 70 
Peſeten von England angeboten worden. Dieſe Ver⸗ 
ſchleuderung deutſcher Arbeit, die im deutſchen Inter⸗ 
eſſe an und für ſich bedauerlich iſt, muß auch ge⸗ 
fährliche internationale Wirkung ausüben. Einfuhr⸗ 
ſperren und Einfuhrzölle in Höhe der Valutadiffe⸗ 
renz werden in neutralen Ländern erwogen. Neben 
den Fabriken, die unvernünftig kalkulieren, trägt der 
Handel ein ſehr erhebliches Maß von Schuld an 
den Preisſchleudereien. Der Händler gibt oft billige 
Inlandsangebote mit einem gewiſſen Preisaufſchlag 
an das Ausland weiter. Die Fabrik, die vom Aus⸗ 
land direkt zur Offerte aufgefordert wird, muß 
immer fürchten, daß ſie vom Händler unterboten 
wird. Der freie Handel iſt bei Zuſtänden, wie wir 
ſie augenblicklich haben, eben etwas ganz Un⸗ 
mögliches. Die Regierung aber feint den Unterfchied 
zwiſchen den reinen Händlerintereſſen und den Inter⸗ 
eſſen der deutſchen Geſamtwirtſchaft immer noch nicht 
erkannt zu haben. Es kann heute nur nach einem 
Plan gewirtſchaftet werden, der die Einfuhr auf ge- 
ordnete Wege bringt, und es nicht ohne weiteres 
in das Belieben jedes einzelnen ſtellt, was“ er 
von Deutſchlands Gut ins Ausland verſchleudern 
will. Dieſes Ziel iſt nicht zu erreichen durch einen, 
bis ins einzelne gehenden ſtaatlichen Zwang, der 
womöglich gar durch induſtriefremde Beamte ausgeübt 
wird, ſondern durch ein beſtimmtes Maß indu⸗ 
ſtrieller Organiſation unter Selbſtverwaltung der 
zuſammengeſchloſſenen Induſtkien. — Ueber die 


Wiederaufnahme des deutſchen Handels mit Süd 
amerika 


wird in der Frankfurter Zeitung (7. Nos 
vember) ausgeführt, daß zu erwarten fei, daß der 
Deutſche, beſonders nach dem Verluſt ſeiner eigenen 
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Kolonien, die Bedeutung, der uns wirtſchaftlich vffen- 
ſtehenden ſüdamerikaniſchen Länder beſſer begreifen 
lernt. Wenn der Deutſche der endgültigen Belegung 
der Produktionsquellen im letzten freien Kontinent 
durch die Nordamerikaner und Engländer untätig 
zuſehen würde, ſo wäre dies der endgültige Verzicht 
darauf, am Markte vieler wichtigſter Rohſtoffe 
überhaupt noch ein Wort mitreden und die 
dauernde Beſchränkung auf die Rolle des vom guten 
Willen des Rohſtoffproduzenten abhängigen und 
relativ verdienſtloſen Zwiſchenhändlers und Ver⸗ 
arbeiters. Dem deutſchen Fabrikat iſt während des 
Krieges volle Satisfaktion geworden. Die Süd⸗ 
amerikaner waren, durch Blockade und ſchwarze 
Liſten zum Vergleichen gezwungen, und in vielen 
Artikeln, wie Anilin und chemiſchen Produkten, 
optiſchen Waren und Inſtrumenten, Maſchinen, 
Eiſen⸗ und Stahlwaren uſw., ſchnitt dig deutſche Ware 
ſo günſtig ab, daß ſie den früheren Markt ſicher 
leicht wieder erobern wird. Es iſt zu wünſchen, 
daß die gefährdete Stellung der deutſchen Ueberſee⸗ 
häuſer in der Heimat richtig gewürdigt wäre, und 
daß fie nicht durch praktiſch überdies kaum durch⸗ 
führbare Steuerprojekte beeinträchtigt werden. Auch 
bei der ſogenannten Kapitalsflucht muß ſtreng unters 
ſchieden werden zwiſchen der aus Angſt vor der 
Valuta und Beſteuerung unternommenen geheimen 
Abwanderung, und der offenen, zu Zwecken legitimer, 
die heimiſche Wirtſchaft fördernder Anlagen, die ja 
immer weiter der heimiſchen Kontrolle und Be⸗ 
ſteuerung unterliegen. Die Ausſchaltung der 
deutſchen Mitwirkung als Unternehmer und Kapitaliſt 
an der wirtſchaftlichen Erſchließung des ſüdameri⸗ 
kaniſchen Kontinents, käme in der Praxis ſo ziemlich 
auf die Verwirklichung des panamerikaniſchen Pror 
gramms heraus, d. h. auf die ökonomiſche Bor- 
herrſchaft der Vereinigten Staaten in Südamerika. 
— Die Kölniſche Volkszeitung (6. No» 
vember) beſchäftigt ſich mit dem 
Zinsfuß für Spareinlagen. 

Es wird darauf hingewieſen, daß viele Sparkaſſen 
zurzeit bei nüchterner Betrachtung über ihre Ber- 
hältniſſe leben. Die gewaltigen Kursverluſte, die 
die Sparkaſſen haben, müſſen ausgeglichen werden, 
denn fie haben die Rücklagen verzehrt und greifen 
noch weiterhin in zukünftige Jahresergebniſſe. Zu 
den Kursverluſten treten die gewaltig vermehrten 
Verwaltungskoſten, die durch notwendige Werbe— 
aufwendungen in Zukunft noch ſteigen dürften. An⸗ 
geſichts dieſer Lage iſt Sparſamkeit im eigenen 
Hauſe eine Notwendigkeit. Sogenannte tägliche Ein⸗ 
lagen bis zu 4% zu verzinſen, iſt ein Unrecht. 
Es muß ſo bald wie möglich eine Verſtändigung 
innerhalb der Bezirkskonferenzen der Sparkaſſen 
geſucht werden, ſo daß ſchon vom 1. Januar 1920 
ab eine Senkung des Paſſivzinsfußes durchgeführt 
wäre. Dabei wäre für Spareinlagen ein Zinsfuß 
zwiſchen 3 bis höchſtens 3,5% nd für gebührenfreie 
Giroeinlagen ein ſolcher von höchſtens 2,5% zu ver⸗ 
einbaren. Die Intereſſen der Einleger bleiben bei 


ſolchem ſachgemäßen Vorgehen, dadurch das ſie ver⸗ 
mehrte innere Sicherheit gewinnen, im Grunde ge⸗ 
nommen am beiten gewahrt. — Im Hinblick auf 
die in nächſter Zeit notwendig werdende 


Verlängerung des Privilegs der Reichsbauk 


ſtellt der Geheime Oberregierungsrat a. D., Dr. Fritz 
Huber im Berlin er Tageblatt (13. November) 
die Forderung auf, daß dieſe Verlängerung jetzt nur 
um zwei bis drei Jahre erfolgen ſoll, und daß 
in dieſen Jahren aus allen ſachverſtändigen Kreiſen 
eine Bankkommiſſion gebildet werden ſoll, die in 
Zuſammenarbeit mit der Neichsregierung die Pläne 
für den Neubau der Reichsbank ausarbeiten foll. 
Einige Maßnahmen könnten aber ſchon heute gez 
troffen werden, um die Reichsbank allmählich wieder 
ihrer wichtigſten Tätigkeit, der Regelung des Geld- 
verkehrs, nach dem Bedürfnis der Wirtſchaft dienſt⸗ 
bar zu machen. Der Schatzwechſel des Reiches muß, 
wenn auch allmählich, feiner Eigenſchaft als Noten⸗ 
deckung zu dienen, wieder entkleidet werden. Schon 
jetzt ſollte beſtimmt werden, daß in den Wochen⸗ 
ausweiſen der Reichsbank die Inanſpruchnahme durch 
private Kreiſe und durch das Reich getrennt, erſicht⸗ 
lich gemacht werden, und zwar ſowohl auf der Aktiv⸗ 
feite unter den Wechſeln, als auch auf der Baflio- 
ſeite unter den fremden Geldern. In der Holz 
welt (14. November) wird unter dem Titel 


Vom Geldüberfluß zum Kapitalmangel 


eine Ueberſicht über die geldliche Lage des 
Holzgewerbes gegeben, die in vieler Beziehung auch 
für andere Wirtſchaftszweige typiſch ſein dürfte. In 
den letzten drei Kriegsjahren traten mit der Steige⸗ 
rung des Holzbedarfes und der Erhöhung der Preiſe 
erhöhte Gewinn möglichkeiten ein. Der Holzhandel 
tilgte allmählich ſeine Verbindlichkeiten, und häufte 
Kapital auf Kapital. Die Geldnot von ehemals 
machte einem Geldüberfluß Platz, man ſuchte nach 
Anlagen für die verfügbaren Mittel. Es wurden 
Verkäufe von Sägewerken, die Jahrzehnte hindurch 
wie ſaures Bier angeboten worden waren, abge— 
ſchloſſen. Keine Gegend war entlegen, keine Schneide— 
mühle heruntergewirtſchaftet genug, als daß ſie nicht 
einen Abnehmer, zu hohem Preiſe natürlich, ges 
funden hätte. Die Tätigkeit all dieſer Betriebe war 
vom reichen Erfolg begleitet. Die Betriebsmittel 
reichten aus, bis ſich die wirtſchaftliche Lage wendete, 
und der drohende Zuſammenbruch das Tempo der 
Preisſteigerungen für alle Waren raſend beſchleunigte. 
Die ungeheuren Preisſteigerungen für Nohholz 
führen unvermeidlich aus dem Eldorado des Geld- 
überfluſſes in das Sorgental der Geldnot. Man 
könnte verſucht ſein, als Ausweg in dieſer Notlage 
den ausgedehnten Bankkredit zu benutzen, aber 
dieſes Unterfangen wäre gefährlich, abgeſehen davon, 
daß es ziemlich ausſichtslos erſcheint. Es bleibt 
nichts anderes übrig, als den Umfang der Betriebe 


dem Rahmen der eigenen Mittel wieder anzupaſſen. 
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Umschan. 


Herr A. Embrusch-Merse- 
burg schreibt mir: „Durch 
Verordnung über Massnahmen 
gegen die Kapitalflucht bestimmt der Herr Reichsminister 
der Finanzen, dass Zins- oder Gewinnanteilscheine sowie 
ausgeloste, gekündigte oder zur Rückzahlung fällige Stücke 
von inländischen Wertpapieren nur solchen Banken, Spar- 
kassen usw. zwecks Einlösung, Beleihung oder Gutschrift 
übergeben werden dürfen, bei denen das ganze Wertpapier 
oder der Zins- oder Gewinnanteilscheinbogen mit dem 
Erneuerungsschein hinterlegt sind. Die Absicht der Ver- 
ordnung ist klar ersichtlich, Die gesamten Bestände an 
inländischen Wertpapieren sollen — soweit Verschiebung 
nach dem Auslande noch nicht erfolgt ist — für Steuer- 
zwecke des Reiches restlos erfasst werden, und zwar durch 
die in der gleichen Verordnung angeordnete Kontrolle der 
Banken, Sparkassen usw, die halbjährlich den Landes- 
finanzämtern Verzeichnisse ihrer Depotkunden einzureichen 
haben. Auf den ersten Blick erscheint für die Zukunft 
eine Verschweigung des Besitzes an inländischen Wert- 
papieren fast ausgeschlossen, wenn nicht zu dem gleichen 
Zeitpunkt der Herr Reichsminister der Finanzen mit dem 
Plan der Sparprämienanleihe von 1919 hervor- 
getreten wäre. Sofern bei Begebung der Anleihe nicht 
sehr scharfe Sicherungsbestimmungen vorgesehen sind, 
werden die Maschen des durch die Verordnung, betr. Wert- 
papierdepotzwang, geschlossenen (Steuer-) Neizes wieder 
geöffnet. Die Sparprämienanleihe ist ohne Zinsscheine 
ausgestattet und verbürgt gerade hierdurch die Möglich- 
keit, die Besitzrechte auf einen längeren Zeitraum 
(Tilgung und Ziehung von 1920—1999) zu verschweigen. 
Die Hinterlegung der Stücke wird für den Besitzer erst 
dann erforderlich, wenn die Stücke bei Gewinn- oder 
Tilgungsziehungen aufgerufen werden. Bis zu diesem 
Zeitpunkt werden sicherlich grosse Posten der Pa 
prämienanleihe der Steuerkontrolle entgehen, da iG 
Verordnung, betr. Wertpapierdepotzwang, allem Anschein 
nach diese Art von Effekten nicht berücksichtigt hat, Meines 
Erachtens wird die Steuerhinterziehung durch die Spar- 
prämienanleihe direkt begünstigt. Kriegsanleihen, die unter 
die Verordnung, betr. Wertpapierdepotzwang, fallen, ferner 
Bank- und Sparguthaben, die demnächst der Anzeigepflicht 
unterliegen, werden zu gleichen Teilen zwecks Deckung 
des Kostenpreises der Sparprämienanleihe in Zahlung 
gegeben und verschwinden infolge der Beschaffung eines 
auf lange Jahre unkontrollierbaren Papieres dem Sees 
lichen Zugriff. Es ist zu erwarten, dass die Sparprämien- 
anleihe weit überzeichnet wird und das Reich auf Grund 
eines solchen Eıgebnisses bald mit einer weiteren Anleihe 
gleichen Typs folgen wird, Um gewissen Kreise Ka B 
sitzenden gegenüber dem ebrlichen Sparer die Möglichkeit 
dər Hinterziehung zu nehmen, schlage ich vor, den Nuat 
papierdepotzwang auf die Stücke der Sparprämienanleihe 
auszudehnen mit der Bestimmung bei Begebung 
der Anleihe, dass die Stücke den Zeichnern nicht aus- 
gehändigt werden, sondern bei den Zeichnungsstellen bis 
zur Tilgung im Depot verbleiben müssen.“ 
* * 1 

Der Hinweis der in der vorliegenden Zuschriſt ge- 

geben wird, ist wohl beachtenswert. Allerdings glaube 


Depotzwang 
und Sparprämienanleihe. 


ich, dass der Herr Einsender die Gefahr der Steuerhinter- 
ziehung durch den Erwerb der Spar-Prämienanleihe über- 
schätzt. Denn im Augenblick der Auslosung könnte jede 
Hinterziehung der Steuerbehörde bekanntwerden und der 
Hinterzieher hätte dann die Folgen zu tragen. Da nun die 

Auslosungen bereits im Jahre 1920 beginnen, wäre das 
Risiko der Hinterziehung für das Reichsnotopfer doch sehr 
erheblich. Nur für das Reichsnotopfer käme aber die 
Hinterziehung überhaupt in Frage, da ja von der Ein- 

kommen- und Kapitalertragsteuer die Spar-Prämienanleihe 
ohnedies befreit ist, 

Die Ausgabe der Vorzugs- 
aktien mit erhöhtem Stimm- 

recht zum Schutze gegen die Ueberfremdung ist in den 
Generalversammlungen der Gesellschaften des Anilin- 
konzerns zum Beschluss erhoben worden. Der gleiche 
Typ von Vorzugsaktien wird ferner bei der Hamburg- 
Amerika-Linie zur Ausgabe vorgeschlagen und bei den 
Lederwerken Wiemann. Der neue Typ hat also schnell 
Schule gemacht und wird sich voraussichtlich in nächster 
Zeit in unseren Aktienunternehmen noch weiter verbreiten. 
Um die grundsätzliche Aufhebung der Mehrheitsherrschaft 
im Aklienwesen, die durch diesen neuen Typ von Vor- 
zugsaktien nicht nur als Schutz gegen die Ueberfremdung, 
sondern auch im Verhältnis zu den inländischen Aktionären 
geschaffen wird, etwas zu verkleiden, hat man bei der 
Hamburg-Amerika-Linie die Klausel eingefügt, dass das 
vielfache Stimmrecht der Vorzugsaktien nur in Fällen 
Geltung haben soll, in denen bei der Abstimmung 
zwischen den Stammaktionären und den Vorzugsaktionären 
sich Differenzen ergeben, Diese Klausel entbehrt nicht 
der Komik, denn ob bei einer debattelosen Genehmigung 
einer Bilanz die Vorzugsaktien von ihrem vielfachen Stimm- 

recht Gebrauch machen, ist wirklich herzlich gleichgiltig. 

Praktisch kann es ja nur auf die Konfliktsfälle ankommen, 

für die das Inkrafttreten des mehrfachen Stimmrechts vor- 

gesehen ist. Es ist an dieser Stelle (s. Plutus S. 366 ff) 

schon auf die schweren Bedenken hingewiesen worden, 

die gegen eine derartige auf dem Wege der Technik der 

Emissionen geschaffene Beseitigung des Mebhrheitsprinzips 

in unserem Aktienrecht bestehen. Es ist aber gleich- 

zeitig betont worden, dass man diese Schutzmassnahmen 

gegen eine Ueberfremdung einzelner deutscher Gesell- 

schaften nicht verurteilen kann, solange es an Massnahmen 

allgemeiner Art zum Schutze der Selbständigkeit der 

deutschen Wirtschaft fehlt. Als ein Weg, auf dem 

dieser Schutz allgemein erreicht werden könnte, wurde 

hier die Debertragung der Produktionsführung von 

der einzelnen Unternehmung auf paritätische Selb t- 
verwaltungskörper der einzelnen Gewerbe hingewiesen, 

Es ist gegenüber diesem Gedanken von anderer Seite aus- 

geführt worden, dass er nur einer Liebhaberei für diese 

Selbstverwaltungskörper als Träger einer planmässigen 

Gemeinwirtschaft entspringe und dass auch die Produktions- 

führung durch Selbstverwaltungskörper keinen Schutz vor 

Ueberfremdung bietet, da, sobald die Aktienmehrheiten 

und damit die Verwaltungen der Einzelgesellschaften in 

die Hände von Ausländern übergingen, vun auch in die 

Selbstverwaltungskörper eine Mehrheit von Ausländern 

hineinkäme und damit die Ueberfremdung der Industrie 

nicht gehindert wäre. Demgegenüber muss darauf hin- 

gewiesen werden, dass diese Auffassung doch das Wesen 


n. Vorzugsaktien. 


paritätischer Selbstverwaltungskörper nicht ganz erfasst 
hat. Die Selbstverwaltungskörper der Gewerbezweige 
wie sie von den Freunden planmässiger Gemeinwirtschaft 
für notwendig erachtet werden, sollen sich zusammensetzen 
aus den Leitern der Betriebe, den Veriretem der An- 
gestellten und der Arbeiter und vielleicht auch noch aus 
Vertretern der an den einzelnen Gewerbezweigen als Ver- 
braucher interessierten Wirtschaftskreise. Das Zusammen- 
arbeiten der einzelnen Selbstverwaltungskörper unterein- 
ander nach einheitlichen Grundlinien wird durch die Ent- 
sendung von Staatskommissaren mit begrenzten Befug- 
nissen zu verbürgen sein. Die Mehrheit solcher Selbst- 
verwaltungskörper ist also nicht abhängig von den Mehr- 
heiten des Akıienbesitzes der beteiligten Unternehmungen. 
Darauf würde ja gerade der gemeinwirtschaftliche Charakter 
dieser neuen Wirtschaftskörper beruhen, dass für die Pro- 
duktionsführung in ihnen nicht mehr eine Mehrheit des 
Kapitalbesitzes entscheidend wäre, sondern dass eine Mehr- 
heit der in den Gewerben als Betriebsleiter, Angestellte 
und Arbeiter Schaffenden das entscheidende Wort zu 
sprechen hätte. Wenn es schon sehr viel schwerer ist, 
rein kapitalistisch ein ganzes Gewerbe aufzukaufen, als 
eine einzelne Gesellschaft, so erscheint die Gefahr, dass sich in 
diesen Selbstverwaltungskörpern, die sich aus allen schaffen- 
den Faktoren zusammensetzen, eine ausländische Mehrheit 
sich ergeben könnte, ganz ausserordentlich gering, und erst, 
wenn dieser ganz aussergewöbnliche Fall eintreten sollte, 
würde das letzte Kontrollrecht des Reichskommissars zur 
Ztigelung einer der deutschen Gesamtwirtschaft schädlichen 
Geschäftspolitik unter Umständen in Aktion zu treten haben. 
Erreicht werden könnte also durch die Selbstverwaltungs- 
körper im Kampfe gegen die Ueberfremdung mehr als 
durch den neuen Typ von Vorzugsaktien, und man sollte 
sich doch von der Vorstellung frei machen, dass eine 
Forderung deshalb eine Schrulle sein muss, weil sie sich 
aus den verschiedensten Bedürfnissen unserer gegen- 
wärtigen Wirtschaft heraus sachlich begründen lässt. 


Herr G. B. Loeffler-Berlin 
schreibt mir: „Es unterliegt 
keiner Frage, dass bei der 
erdrückenden Schuldenlast des Reiches in der Steuer- 
gesetzgebung nicht auf die privaten Interessen einzelner 
Individuen oder Klassen, seien es auch die Auslands- 
deutschen, Rücksicht genommen werden darf. Deshalb 
muss streng geprüft werden, ob der Einschluss der Aus- 
landsdeutschen in das Reichsnotopfer dem Reiche Nutzen 
oder Schaden bringt. Die Auslandsdeutschen kaben dem 
Reiche zu grosse Opfer gebracht, um sich gutwillig dem 
Gesetze zu fügen. Ihre Geschäfte und Niederlassungen 
in den feindlichen Ländern sind vernichtet worden. Ihr 
Hab und Gut ist verschleudert worden. Das von ihnen 
im Inlande angelegte Vermögen ist durch die Valuta um 
% entwertet worden. Ihre tatsächlichen Verluste belaufen 
sich auf solche Unsummen, dass das Reich sie hierfür 
nicht einmal zum vierten Teile entschädigen wird und 
entschädigen kann. Trotzdem verlangt das Reich in 
diesem Gesetz von ibnen schon wieder ein neues schweres 
Opfer. Wir müssen uns vollkommen darüber klar sein: 
das Reichsfinanzministerium besitzt kein Mittel, diese Ab- 
gabe von den Auslandsdeutschen einzutreiben. Die Leistung 
hängt ganz von dem guten Willen des einzelnen ab, 


Das Reichsnotopfer 
der Auslandsdeutschen. 
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Fremde Staaten betrachten das Gesetz als einen Eingriff 
in ihre eigene Steuerhoheit, denn es zielt darauf hin, 
diesen Ländern grosse Kapitalien zu entziehen. Infolge- 
dessen wird das Gesetz starke Reibungen herbeiführen. 
Die Gefährdung der Reichsinteressen lässt sich kurz wie folgt 
zusammenfassen: 1. die Auslandsdeutschen werden durch 
das Gesetz aus dem deutschen Staatsverbande getrieben: 
denn viele werden sich eher vom Staate loslösen, als sich 
dem Gesetze fügen. 2. Auslandsdeutsche werden ver- 
anlasst sein, ihre Handelsbeziehungen zum Deutschen 
Reiche abzubrechen, da sie keine Kredite mehr nach 
Deutschland bewilligen können, 3. Auslandsdeutsche 
werden gezwungen, sich ihrer deutschen Wertpapiere zu 
entäussern, um die Beschlagnahme zu verhindern. (Druck 
auf die Valuta.) 4. Auslandsdeutsche werden verhindert, 
ihr Vermögen den deutschen Staatsanleihen und dem An- 
kauf deutscher Werte zuzuführen. Die Gründe, welche für 
Verwerfung der die Auslandsdeutschen betreffenden Para- 
graphen des Gesetzes sprechen, sind: a) das Gesetz ist völker- 
rechtswidrig (niemand kann in 2 Staaten steuerpflichtig 
gehalten werden); b) es bedroht die finanziellen und 
wirtschaftlichen Interessen des Reiches, ohne eine Kom- 
pensation dafür zu bieten. Die Schieber und Steuerflüchtigen, 
welche ihr. Vermögen nach dem Auslande verbracht haben, 
würden durch das Gesetz auch dann erfasst, wenn die 
Paragraphen, betreffend die Auslandsdeutschen, aus dem 
Entwurf ausgemerzt werden, denn erstere sind nicht vor 
dem 1. August 1914 ausgewandert, sondern erst während 
der Kriegsjahre. Sie fallen daher sowieso unter das Ge- 
setz. Die Frage löst sich darin auf, ist es wert, oder 
ratsam, um der paar hundert Millionen, welche durch 
das Gesetz von den Auslandsdeutschen eingetrieben werden 
können, die Brücke unseres Handels mit dem Auslande, 
welche die Auslandsdeutschen bilden und stets gebildet 
haben, abzubrechen. Die Abgabepflicht der Auslands- 
deutschen durch die frühere Wehrpflicht zu begründen, 
ist nicht am Platze, denn es gibt keine Wehrpflicht mehr 
im Deutschen Reiche, Aber noch aus einem anderen 
Grunde ist der Vergleich völlig unzutreffend. Wer der 
Wehrpflicht in seinem Vaterlande unterlag, war in keinem 
anderen Lande wehrpflichtig; jetzt will man aber die- 
jenigen Deutschen zur Steuerpflicht heranziehen, welche 
bereits im Auslande schwer besteuert sind.“ 


In dem Artikel von Paul Frank, 
Plutus Seite 363 ff. Spalte 2, 3. Zeile 
von unten hat sich ein Druckfehler 
eingeschlichen. Es muss dort heissen: „In sozialer Hin- 
sicht“ (nicht in spezialer Hinsicht). 


Börse und Geldmarkt. 


Von der Börse hat einmal einer aus der schon dahin- 
gegangenen älteren Generation, ich glaube es war der 
vielgenannte Makler Menkus, gesagt, sie sei wie eine 
Lawine; bald rolle sie herunter und bald wieder herauf. 
Unsere Valuta ist leider im Menkus’schen Sinne keine 
Lawine, wohl aber im naturwissenschaftlichen. Sie rollt, 
wie es ja auch den Nalurgesetzen, die der gute Menkus 
leider zu verkennen schien, entspricht, mit äusserstex 
Schnelligkeit zu Tal und ängstliche Gemüter sehen sie 
schon dort unten angelangt. Mit anderen Worten, sie 


Geschäft und 
Wohlfahrtspflege. 
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Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


Mittwoch, 
19. November 


Busstag. 


Ironage-Berichi. — Bankausweise London, 
Paris, — G.-V.! Westfälische Eisen- 
und Drahtwerke, Crefelder Eisenbahn, 
Neu-Westend Akt.-Ges. für Grund- 
stücksverwertung, Chemische Fabrik 
Schöningen. 

@.-Y.: Hamourg-Amerika-Linie, Sachsen- 
werk Licht und Kraft, Ilseder Hütte, 
Braunkohlen- und Brikett- Industrie 
Akt.-Ges., Schlesische Leinenindustrie 
Kramsta, Ver. Stralsunder Spielkarten- 


Donnerstag. 
20. November 


Freitag, 
21. November 


Fabriken. 
Reichsbankausweis. — Bankausweis New- 
York. — G.-V.: Ver. Gummiwaren- 


fanriken Harburg-Wien, Hofbrauhaus 
Hanau Nicolay, Schlossfabrik Schulte, 
Klein, Schanzlın & Becker, Düsseldorf- 
Ratinger Maschinen- und Apparate- 
Akt.-Ges., Wittener Glashütien-Akt.- 
Ges., Hüttenwerk C. W. Kayser, Brauerei 
Paulshöhe vorm. Spitta. — Schluss 
der Ankaufsfrist Aktien Deutsche Gas- 
glüblicht Auer. 

G- V.. Richard Blumenfeld Veltener Ofen- 
fabrik Akt.-Ges., Aktien-Verein des 
Zoologischen Gartens, Deutsche Wollen- 
ManufakturAkt.-Ges. Grünberg, Waggon- 
fabrik Rastatt. — Schluss der Ein- 
reichungsfrist Aktien Schäffer & Walcker. 

@.-V.: Bismarckhüite, Schlesische Handels- 
bank, Rheinische Chamotte- und Dinas- 
Werke, Togo - Pflanzungs - Akt. - Ges., 
Berliner Viehcommissions- und Wechsel- 
Bank, Feldmühle Papier- und Zellstoff- 
werke, Archimedes Akt.-Ges, für Stahl- 
industrie, Hannoversche Aktien-Gummi- 
warenfabrik. 

G. -F. Eisenindustrie Menden und Schwerte, 
Braunkohlenwerke Leonhard, Braun- 
kohlen-Akt.-Ges. Vereinsglück Meusel- 
witz, H. Fuchs Waggonfabrik Akt.-Ges. 
Heidelberg, Neuwalzwerk Boesperde, 
Sauerbrey Maschinenfabrik, Baumwoll- 
spinnerei Kolbermoor, Emil Busch 
Optische Industrie Akt.-Ges. Rathenow, 
Deutsche Spitzenſabrik Akt.-Ges. 

Ironage-Bericht. — Bankausweise London 
Paris. — @.-V.: Braunschweigische Bank 
und Creditanstalt, Mannesmannröhren- 
werke, Emaillir- und Stanzwerke Gebr. 
Ullrich,Maschinenfabrik Banning, Eduard 
Lingel Schuhfabrik, Franz Seiffert & Co., 
Byk-Guldenwerke, Tuchfabrik Aachen, 
Sarotti Chocoladen- und Cacaoindustrie 
Akt.-Ges., Carl Berg Akt.-Ges. Eveking, 
Westfälische Sprengstoff-Akt.-Ges. 

G. F. Osnabrücker Kupfer- und Draht- 
werk, Hanseatische Jutespinnerei und 
Weberei Delmenhorst, Leipziger Sprit- 
fabrik. 


Sonnabend, 
22. November 


Montag, 
24. November 


Dienstag, 
26. November 


Mittwoch, 
26. November 


Donnerstag, 
27. November 


e 


Freitag, 
28. November 


für im 
8 Die Merktaiel gibt dem Wertpaplerbesttzer über alle 

Wiehtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufachluss, n- a. niy 
Seneralversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Marktiage, 


a ten 

2 Idationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessente 

2 ste an den be roffe m iit . 
Schrift sind diejenigen 


den Zeitungen achten müssen, In Kursiv- r 
reel die sioh anf den Tag gonan nicht bestimmen 
en. 


Bankausweis New-York, — @.-V.: Moritz 
Ribbert Akt.-Ges. Hohenlimburg, Stahl- 
Werk Becker, H. Brüninghaus Söhne 
Akt.-Ges., Gutehoffnungshütte, Carton- 
nagen-Maschinen-Industrie und Façon- 
schmiede,Zuckerraffinerie Braunschweig, 
Gross-Lichterfelder Bauverein, 


feeichsbankausweis. — G. Stahl & 

Federer Akt.-Ges., Glückauf Akt.-Ges. 
| für Braunkohlenverwertung, Dynamit- 
Gesellschaft Nobel, Bautzener Tuch- 
| fabrik. Eisenbahnrentenbank. 


G. -., Bank für Thüringen vorm. Strupp, 
Bank für Elektrische Unternehmungen, 
Norddeutsche Cellulosefabrik Akt.-Ges, 
Königsberg, Schlesische Cellulose- und 
Papierfabriken Akt, - Ges., Königs- 
brauerei Akt.-Ges. Duisburg, Zucker- 
fabrik Fraustadt. 


Verlosungen: 

22. November: 3% Credit foncier 
250 Fr. (1912). 25. November: 2½ % 
Stadt Paris 500 Fr. (1904). 1. De- 
zember: Oesterr. Rotes Kreuz 20 Kr. 
(1916), 42/,%, Stadt Neapel 150 L. 
(1868), 3% Egypt. Credit foncier 250 Fx. 
(191), 4% Deutsche Hyp.-B. (Meining. 
Pr.-Pfdbr. 100 TIr. (1871), 3½ % Cöln- 
Mindener 100 Tir. (1871), Türkische 
400 Fr. (1870). 


Sonnabend, 
29. November 


Montag, 
1. Dezember 


Dlenstag, 
2. Dezember 


halten den Zeitpunkt für nicht mehr weit entfernt, wo die 
deutsche Banknote im Ausland einen Kurs erreicht hat, 
der überhaupt nicht mehr notizfähig ist, wo der fremde 
Exporthandel sich weigern wird, noch deutsches Geld in 
Zahlung zu nehmen. Der beispiellose Kurssturz in den letzten 
Tagen und Wochen lässt allerdings die Befürchtung keines- 
wegs mehr als ganz unbegründet scheinen, dass es in dieser 
Hinsicht zu einer Katastrophe kommen kann. Allein, selbst wenn 
es nicht noch schlimmer werden sollte, genügte ein Beharren 
des Valutastandes auf dem gegenwärtigen Niveau, um jede 
Möglichkeit einer Waren- und Rohstoffeinſuhr gegen bar 
völig auszuschliessen. Jede amtliche Stelle, die darüber 
zu entscheiden hätte, müsste mit brutaler Entschiedenheit 
zu verhindern suchen, dass in einem Augenblick, wo die Mark 
in Holland 12 Pfennige knapp noch gilt, überhaupt noch 
Dinge im Ausland eingekauft werden, die nicht direkt dazu 
dienen, dem grössten Hunger abzuhelfen. Die augenblickliche 
Verwirrung ist in jeder Hinsicht einfach heillos. Wohin man 
sieht, wird gegen das Lebensinteresse des Landes in der 
schärfsten Weise verstossen. Ganz besonders bedenklich und 
schädlich ist das Verhalten eines Teils unserer exportieren- 
den Kaufmannschaft und Industrie. Tagaus, tagein kann hin 
hören, dass Lieferungen an das Ausland herausgehen, dass 
aber der deutsche Kontrahent nicht etwa, wie es seine 
verdammte Pflicht und Schuldigkeit wäre, Zahlung in Mark 
oder Gulden verlangt. (Auf den Streit, ob in Mark oder 
Auslandswährung fakturiert werden soll, will ich mich 
hier nicht einlassen. Die Hauptsache ist, dass so 
kalkuliert wird, dass das Auslahu uns unsere Ware 
nicht zu Schleuderpreisen wegnehmen karn, Für unsere 
Valuta ist es, trotz aller leidenschaftlichen Dispute 
im Endeffekt ziemlich gleich, ob wir Auslands- 
valuta hereinbekommen, die wir dann hier für die Be- 
zahlung unserer Auslandseinkäufe nicht anzuschaffen 
brauchen, oder ob Nachfrage für Markvaluta im Ausland 
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hervorgerufen wird. Wesentlich ist hier nur, dass die 
Bezahlung auch wirklich nach Deutschland fliesst). Anstatt 
nämlieh auf den fremden Importeur zu ziehen oder sich 
Zahlung schicken zu lassen, lässt sehr häufig der Ex- 
porteur (vor allem natürlich der aus dem illegitimen 
Handel hervorgegangene) das neu erlangte Guthaben 
drüben bei einer holländischen usw. Bank stehen. Damit 
hat er für sich den privaten Vorteil erlangt, dass sein 
Geld im Ausland vor dem Zugriff der deutschen Steuer- 
behörde gesichert ist, Dem Lande schadet er unendlich; 
selbst wenn er (was hochwahrscheinlich nicht die Regel, 
sondern die höchstseltene Ausnahme sein wird) sein aus- 
ländisches Guthaben der Steuerbehörde deklarieren und 
versteuern wird, bat er dadurch zur weiteren Ver- 
schlechterung unserer Zahlungsbilanz beigetragen, dass 
er Ausfuhrgüter (wir besitzen wenig genug davon) 
über die Grenze gebracht hat und der deutschen 
Volkswirtschaft den Gegenwert dafür nicht zugeführt hat, 
der entweder damit gedient gewesen wäre, dass das Mark- 
angebot im Ausland sich um den entsprechenden Posten 
vermindert oder aber uns fremde Valuta für die Eiofuhr 
zur Verfügung gestellt worden wäre, Tagtäglich gehen 
uns auf diese Weise Summen verloren, die von respek- 
tabler Höhe sind, 

Und ein anderes: Die Furcht vor der Steuer und 
vor den Ansprüchen der Arbeiter führt viele unserer 
Aktiengesellschaften, die sich mit dem Export befassen, 
auf schiefe Bahnen. Man will nach aussen hin nicht all- 
zu grosse Gewinne in die Erscheinung ireten lassen. Die 
gewaltigen Ueberschüsse, die der Export selbst dann 
bringt, wenn nicht zu Preisen verkauft wird, die im Inter- 
esse unserer Valuta und zur Verhütung eines Ausverkaufes 
unserer Volkswirtschaft geboten sind, würden die 
Dividenden und steuerpflichtigen Reserven unlieb- 
sam und allzu auffällig anschwellen lassen. Da 
wird denn jetzt vielfach zu dem Mittel gegriffen, 
das deuische Gesellschaften im Ausland unter neutraler 
Flagge Tochtergesellschaften begründen, an die zu so 
niedrigen Preisen verkauft wird, das kein sehr ordentlicher 
Mehrgewinn gegen die Vorjahre entstehen kann. Die sehr 
harmlos und neutral aussehenden Tochtergesellschaften 
verkaufen dann im Ausland die Ware mit hübschem Ver- 
dienst weiter. Wenn hiervon etwas den Aktionären der 
deutschen Gesellschaften zugänglich gemacht wird, so 
geschieht das in der den Arbeitern und der Kritik nicht 


so auffälligen Form der Bonus-Ausschüttung oder der 
Ausgabe von Gratisaktien. Die grössten Prozentsätze der 
Gewinne aber werden natürlich vorderhand drüben stehen 
gelassen. Es muss bei objektiver Betrachtung der Dinge 
zugegeben werden, das gewissermassen die Furcht vor 
neuen Unruhen und Putschen von rechts oder links einen 
starken Anreiz zu Kapitalverschiebungen gibt. Aber das 
ändert doch objektiv nichts an der Tatsache, das es sich 
hier um Manöver handelt, die in ihrer die deutscheWirtschaft 
schädigenden Wirkung auf Landesverrat herauskommen, 
Auf einer ähnlichen Stufe kaufmännischer Moral stehen 
Gründungen einer anderen Art, In letzter Zeit sind 
zahlreiche dem Ex- und Import und der Wieder- 
anknüpfung der Handelsbeziehungen mit dem Ausland 
dienende Gesellschaften in Deutschland ins Leben gerufen 
worden. Es ist nun kein Zufall, dass sie in ihrer Mehr- 
zahl Ausländer als Gesellschafter aufführen, trotzdem das 
Kapital in der Hauptsache sich aus Inlandskreisen rekrutiert. 
Es handelt sich hier ganz einfach um den Versuch, die 
Substanz des Gesellschaftsvermögens vor den kommenden 
grossen Besitzsteuern zu schützen, indem man mit Hilfe 
eines Strohmännersystems einen Zaun um deutsches Geld 
baut, den zu übersteigen dem Fiskus formelle Gesetzes- 
bestimmungen verbieten. — Das deutsche Volk in seiner 
Mehrheit scheint, trotzdem jeder Ladenschwengel mit 
Werturteilen über unsere Valutapolitik hausieren geht, 
immer noch nicht die ungeheure Gefahr in seiner ganzen 
Grösse erkannt zu haben, in die uns der rapide Verfall 
unserer Valuta bringt. Sonst müsste eine aus allen 
Volkskreisen elementar geborene und von allen Parteien 
unterstützte Bewegung die Regierung zwingen, mit so 
drakonischen Massnahmen gegen das landesverräterische 
Vorgehen der Schieberkreise vorzugehen, die entweder 
um schmutzigen Profites willen heimliche Einfuhr betreiben, 
oder aber bei der Ausfuhr sich Verfehlungen der oben 
gekenntzeichneten Art zuschulden kommen lassen. Wenn 
in so verzweifelter Zeit, wo mit dem Geldwerte die Lebens- 
säfte unseres Volkes gleichsam dahinschwinden, der Appell 
an Vernunft und Moral nicht mehr hilft, dann muss zur 
Knute gegriffen werden, um zu züchtigen — und abzu- 
schrecken. Man sollte nur ruhig schwere Delikte dieser 
Art nicht als Gesetzesübertretungen, sondern als schweren 
Landesverrat bestrafen. Es wird dann doch vielleicht helfen. 
Justus. 
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Staatsbetrieb oder Prlvatbetrleb. Von Dr. Paul 
Beusch., Volksvereins-Verlag G. m. b. H. München- 
Gladbach 1919. Preis „ 1.50. 


Dle Verfassung des Deutschen Relches vom 
iI. August 1919. Die amtlichen Entwürfe, die Be- 
schlüsse des Verfassungsausschusses und die endgültige 
Fassung in vergleichender Gegenüberstellung nebst der 
vorläufigen Reichsverfassung. Zusammengestellt und 
eingeleitet von Dr. Godehard Jos. Ebers, Univer- 
sitäts-Professor in Köln. Verlagsbuchliandlung Ferd. 
Dümmler. Berlin 1919. Preis sæ 5.—, 
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Länder. — Der Reichstag. — Reichspräsident und Reichs- 
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Die Bilanz vom Standpunkt der Unternehmung. 
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Kann der Sozialismus uns retten?‘ Von Dr. Max 
Lohan. Heft 8 der Revolutions-Streitfragen. Verlag 
der Kulturliga G. m. b. H., Berlin W 35. Preis e 0.80. 

Bürgertum und Revolution. Von Dr. Erwin 
Steinitzer. Heft 1 der Bausteine zur deutschen 
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M 3.50. 

Die Einnahmequellen öffentlicher Verbände — Der 
soziale Einschlag im Abgabenrecht und die Verteilung 
der Zuständigkeiten. — Die steuerliche Erfassung der 
Leistungsfähig keiten. 


Der Geldumsatzstempel der Banken, Genossen- 
schaften und Sparkassen. Tariistelle 10 des Reichs- 
stempelgesetzes in der Fassung vom 26. Juli 1918. Eine 
Zusammenstellung aller einschlägigen gesetzlichen Be- 
stimmupgen mit Erläuterungen. Von Dr. jur. Hinz. 
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Agrarfrage und Lebensmittelversorgung. — Bildungs- 
wesen. — Religiöse und nationale Fragen. — Die rote 
Armee. — Die Trapik des Bolschewismus. 
Revolutionäre Erinnerungen von Moritz Hartmann. 
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tur. — Geldbeutel und Bildung. — Die sozialistische 
Lebensordnung. — Acht Fragen und Antworten. — Wie 
sozialisiert man eine Gesellschaft? Sozialisierungsgesetze. — 
Literatur über Sozialisierung. 

Die Novemberrevolution 1918. Ihre Entstehung und 
ihre Entwicklung bis zur Nationalversammlung. Von 
Priv.-Doz. Dr. E. Mencke-Glückert, Abgeordneter 
zur Sächsischen Volskammer. Leipzig 1919. Verlag 
von Dr. Werner Kliokhardt, Preis # 2.70. 

Ursachen und Vorgeschichte der Revolution: Unzu- 
friedenheit an der Front, Schrift des Fürsten Lichnowsky, 
Schleichhandel und Kriegsgewinne, Bolschewistische Pro- 
paganda, Frühjahrsoffensive 1918, Misstrauen gegen die 
Heeresleitung, Oesterreichs Friedensschritt, Bulgarien streckt 
die Waffen, Zusammenbruch Ludendorffs, deutsches Waffen- 
stillstandsangebot, Wilsons Forderungen, Aenderung der 
deutschen Reichsverſassung, Abdankung Ludendorffs, all- 
gemeiner Zusammenbruch. — Ausbruch der Revolution. — 
Die Republik im Reich und in den Einzelstaaten. — Die 
Bedingungen des Wafienstillstandes. — Der Kampf um 
die Nationalversammlung. — Der Aufmarsch der Parteien. — 
Register. 

Anti-Dumping, Prämienklausel und Ausgleichs- 
zölle als welt wirtschaftliche Kampfmittel gegen 
fremdländische Ausfuhrförderung. Von Dr. 
Wilhelm Feld. Tübingen 1918. Verlag von]. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). Preis o% 3.60. i 

Anti-Dumping: Amerikanische Friedensrüstungen 
gegen das drohende Dumping. Federal Trade Commission 
und Webb bill; Revenue bill; Begriff und Umfang des 
Dumping — die bestehenden Anti-Dumpingklauseln. — 
Bekämpfung des Dumping und Freihandelsstandpunkt. = 
Massnahmen der Ausfuhrstaaten gegen dieExportschleuderei 
ihrer heimischen Kartelle. — Prämienklausel und 
Ausgleichszölle, Prämienklausel internationaler 
Verträge. — Autonome Zollvorschriften. — Ausgleichs- 
zölle und Meistbegünstigung. 

Zionismus und Weltpolitik. Von Franz CarlEndres, 
kais, osm. Major a. D. München und Leipzig 1918. 
Verlag von Duncker & Humblot. Preis c# 2.—. 

Vorwort, — Die Idee und das Werden des Zionismus. — 
Die Entwicklung der Verhältnisse in Palästina. — Der 
Zionismus im Rahmen der Weltpolitik. — Der Zionismus 
und die Türkei. — Der Zionismus und die Entente. — 
Deutschland und der Zionismus. — Literaturverzeichnis, 
Die Geschicke Deutschlands, seiner Verbündeten 

und seiner Feinde im Lichte alter Prophe- 
zelungen. Neue Untersuchungen über Weltkriegs- 
prophezeiungen, die Entscheidungsschlacht am Birken- 
baum, die Lehnirsche Weissagung, rheinische und 
westfälische Seher, englische und französische Kriegs- 
und seiner Ver- 


rophezeiungen über Deutschlands 
delet Schicksale u. a. Von Dr. F. Rohr, 
Gymnasialoberlehrer. Essen 1918. G. D. Baedeker. 
Verlagsbuchhandlung. Preis c# 3.50. r 
Vorwort. — Inhalt der Prophezeiungen. — Die 
Entstehung der Prophezeiungen. — Die Deutung der 
Prophezeiungen. — Kriegsprophezeiungen. — Englische 


und französische Kriegsprophezeiungen über das Schicksal 
Deutschlands und seiner Verbündeten im Weltkriege. — 


Die Lehninsche Weissagung. 


Kriegs-Wochenhilfe. Bekanntmachungen vom 3.12.1914. 
28. 1. und 25. 4. 1915, 1: 3, 6. 6 und 6. 7. 1917 
nebst Auslührungsbestimmungen und Entscheidungen. 
Zum praktischen Gebrauch bearbeitet von Heinrich 
Schneider, Rechnungsrat und Ministerialsekretär im 
Ministerium für Elsass- Lothringen, Strassburg 1917, 
Selbstverlag. Preis , 6.25. 


Vorwort. — Vor Benutzung zu lesen. — Zur Ein- 
führung. — Abkürzungen. — Literatur. — Materialien. — 
Abhandlungen. — Einteilung. — Uebersichten. — Die 


sechs Bundesratsbekanntmachungen betreffend Wochen- 
hilfe nach der Fassung im Reichsgesetzblatt. — Die Kriegs- 
wochenbilfe: Anspruchsberechtigte. — Gegenstand der 
Wochenbhilfe. — Antrag, — Zahlungsverpflichtung. — 
Uebergangsbestimmungen. — Erstattung an die Lieferungs- 
verbände durch das Reich. — Inkrafttreten. — Ausser- 
krafttreten. — Nachtrag. — Zeitliche Uebersicht. — 
Sachverzeichnis. — Anlagen. 


Die Heimstättenfrage im Lichte der Geschichte, 
Von Geh, Regierungsrat Dr. Eduard Meyer, o. ő 
Professor an der Universität Berlin. Berlin 1918. 
Verlag der Bodenreform. Preis 1.—. 

Vorwort. — Die Urzeit und das alte Griechenland. — 
Sparta. — Athen. — Die hellenistische Zeit. — Rom bis 
zu den punischen Kriegen. — Die römische Weltherrschaft 
und ihre Wirkungen. — Die Gracchen. — Der Fortgang 
der Revolution. — Caesar und die Kaiserzeit. — England, 
Schottland und Irland. — Die Vereinigten Staaten. — 
Schluss: Die Aufgaben der Bodenreform und der Heim- 
stättenbewegung. 


Die russische Revolution. Von Dr. Richard Berger, 
M.-Gladbach 1918, Volksvereins-Verlag, Preis o% 0.60, 


Vebergangswirtschaft. Die Brücke vom Krieg zum 
Frieden. Von Dr. Alfred Schmidt, Essen, M.-Gladbach. 
Volksvereins Verlag. Preis #£ 1.90, 

Vorwort. — Einleitung, — Die Wiederherstellung 
unseres Aussenhandels. — Ersatz der Kriegsschäden und 
Sicherstellung der deutschen Forderungen an das Aus- 
land. — Der Arbeitsmarkt. — Der Geldmarkt. — Die 
Wohnungsfrage. — Das Verkehrswesen. 

Der deutsche Aufsichtsrat und der französische 

Verwaltungsrat (conseil d’administration) der 
Aktiengesellschaftin vergleichender Darstellung. 
Inaugural-Dissertalion zur Erlangung der juristischen 
Doktorwürde der Hohen Rechts- und Staatswissenschaft- 
lichen Fakultät der Königlichen Universität Greifswald. 
Vorgelegt von Dr. Phil. A. S. de Osa, Greifswald 1918. 
Buchdruckerei Hans Adler. 


Der Aufsichtsrat der Aktiengesellschaft. Eine Dar- 
stellung seiner Aufgaben, Rechte und Pflichten für die 
Praxis. Von Dr. jur. Ernst Tremblau. Bonn 1917, 
A. Marcus und E. Webers Verlag (Dr. jur. Albert Ahn). 
Preis M 3.40. 

Allgemeine Kennzeichnung des Aufsichtsrats. — Zu- 
sammensetzung und Wahl des Aufsichsrats.— Der Aufsichts- 
rat als Aufsichtsorgan. — Die Aufsicht über die Geschäfts- 
führung der Gesellschaft. — Der Aufsichtsrat als Aufsichts- 
organ in besonderen Fällen. — Der Aufsichtsrat bei Gründt ig 
der Aktiengesellschaft, bei Nachgründungen, bei Kapitals- 
erhöhungen, bei Aenderung des Gesellschaftsvertrages, bei 


Liquidation der Aktiengesellschaft. — Die Verwaltungs- 
verhandlungen des Aufsichtsrats, — Einschränkungen. — 
Einzelne Verwaltungsbandlungen des Aufsichtsrats. — Die 


Uebertragung weiterer Verwaltungsgeschäfte an den Auf- 

sichtsrat. — Der Aufsichtsrat bei Vertretung der Gesell- 

schaft, — Aufsichtsrat und Generalversammlung. — Die 

Geschäftsführung innerhalb des Aufsichtsrats. — Die vertrag- 

lichen Beziehungen zwischen den Aufsichtsratsmitgliedern 

und der Gesellschaft. 

Das Zwangssyndikat in der Schuhindustrie. Von 
Dr. Fr. Mainzer, Rechtsanwalt. Berlin 1918. W.Moeser, 
Buchhandlung. Preis H 3.75. 

Die Entstehung. — Die Organisation. — Die Rechts- 
stellung. — Die Gesellschafter des Zwangssyndikats, — 

Die Stillegung der Betriebe. — Betriebsmittelgemeinschaft, 
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Beschlagnahme, Enteignung. — Gewinngemeinschaft, — 
Die Regelung der Erzeugung. — Der Absatz. — Straf- 
bestimmungen. — Schlusswort. — Anlagen: Bekannt- 
machung des Bundesrats. — Satzung des Reichskanzlers, 


Der wirtschaftliche Niedergang der deutschen 
Anwaltschaft und seine Ursachen. Von Georg 
Zelter, Justizrat in Stettin. Berlin 1918, W. Moeser, 
Buchhandlung. Preis , 1.65. 

Wirtschaftliche Vorgänge, Erfahrungen und Lehren 
im Europäischen Krieg. Von Dr. jur. Ernst Loeb. 
J. Teil, Jena 1918, Verlag von Gustav Fischer. Preis 
M 3.—. 

Zwangskartelllerung oder frele Organisation der 
Industrie. Von Dr. Herbert von Beckerath, Privat- 
dozent an der Universität Freiburg i. Br, Stuttgart 1918. 
Verlag von Ferdinand Enke. Preis o% 3.60. 

Der Krieg als Kampf organisierter Volkswirtschaften. — 

Das Problem dauernder Zwangsorganisation auch in der 

Nachkriegszeit. — Die Zwangskartellfiage eine industrie- 

politische Frage, — Formen industrieller Zwangsorgani- 

sation. — Das staatliche Industriemonopol und seine 

Sonderstellung gegenüber dem Zwangskartell. — Die 

Zwangskartellfrage als Gegenstand dieser Abhandlung. — 

Industrielle Organisation vor dem Kriege. — Organisations- 

prinzipien und verschiedene Beurteilung in der schweren 

und leichten Industrie. — Organisationsgrundsätze in der 

Schwer- und der leichten Industiie. — Die Ertwickelung 

der zweigsweisen Industrie- Organisation in der Kriegszeit. — 

Beurteilung der Zwangskartellierung als einer industrie- 

politischen Massregel. — Das Zwangskartell und die 

sonstigen Formen industrieller Zwangsorganisation als 

Steuerquelle. 

Das Recht des Coupons. Von Dr. Heinrich Schreiber, 
Wien 1918. Manzsche k. u. k. Hof-, Verlags- und 
Uaiversitäts-Buchhandlung. Preis # 1.10. 

Der deutsche Geld- und Kapitalmarkt im Kriege 
und nachher. Von Prof. Dr. W. Prion. Vortrag 
auf der Bankkonferenz der Land wirtschaftlichen Zentral- 
Darlehnskasse für Deutschland. Sonderabdruck aus dem 
Landwirtschaftlichen Genossenschaftsblatt. Berlin- 
Neuwies 1918 


Die Zukunft des deutschen Werkzeug-Maschinen- 
baues. Von Wilhelm Wolff. Sonderdruck aus 
„Technik und Wirtschaft“. Monatsschrift des Vereins 
Deutscher Ingenieure. Preis A 040, 


Vom Wesen der Dinge. Eine Weltanschauung auf 
Grund der Lösung des Welträtsels der Schwerkraft, 
Von Rudolf Köster, Görlitz. Kommissionsverlag 
von Hermann Tzschaschel. Görlitz. Preis ‚# 3.60 geh., 
A 5.90 geb. 

Einleitung. — Die Natur des Radiums. — Vom 
Anfange und von der Weiterentwicklung der Erkenntnis. — 
Ueber die Schwerkraft. — Astronomie. — Ueber die 
Ursache der Schwerkraft, — Es gibt keine Anziehungs- 
kraft, sondern die bekannte Wirkung und das Newtonsche 
Gravitationsgesetz entspringen aus dem Gegenteil, — Das 
Wesen der Körperbildung. — Das Wesen der Wärme 
und des Lichts. — Das Wesen der Elektrizität. — Zeit 
und Raum. — Vom Anfange und vom Wesen des Lebens. 
Das Wesen der Gesundheit. — Vom Wesen des Willens, — 
Die Zelle — ein Weltall. 


Das australische Arbeiterparadies In Gefahr. Eine 
Kriegsbetrachtung. Von Prof. Dr. Alfred Manes 
Berlın. Stuttgart 1918. Verlag von Ferdinand Enke, 
Preis / 2.20. 

Einleitung. — Wie ward Australien zum Arbeiter- 
paradies? — Wirlschaftliche und politische Gründe. — Was 
gefährdet das Arbeiterparadies? — Das Hereinkommen der, 
Japaner. — Die Kriegspolitik von Hughes. 

Belgien und Holland vor dem Weltkriege. Von 
Karl Hampe, Professor der Geschichte an der Uni- 
versität Heidelberg. Gotha 1918. Verlag von Friedrich 
Andreas Perthes A.-G. Preis A 2.40. 


Einleitung. — Wirtschaftspolitische Annäherungsver- 
suche bis 1905. — Militärisch-politische Einigungswänsche 
bis 1905. — Die holländisch-belgische Kommission, — 
Schelde- und Maasfragen und die damit zusammen- 
hängenden Gebietsstreitigkeiten. — Grossniederländische 
Kulturideale, 


Die Mieterschutzverordnung vom 26. Jull 1917, 
nebst der Bekannmachung vom 26. 7. 1917 über 
das Verfahren vor den Einigungsämtern und 
vom 15. 12. 14 über Einigungsämter. Heraus- 
gegeben und erläutert von O. Pfeiffenberger, Rechts- 
anwalt, Mannheim, Stuttgart 1918. Verlag von J. Hess. 
Preis , 2.—. 

Vorwort. — Einleitung. — Bekanntmachung zum Schutze 
der Mieter vom 26. Juli 1917. — Anordnung für das Ver- 
fahren vor den Einigungämtern. — Bekannımachung be- 
treffend Einigungsämter vom 15. Dezember 1914. — Sach- 
verzeichnis. 


Historisch-politische Jahresübersicht für 1917. Von 
Gottlob Egeihaaj. 10. Jahrgang der Politischen 
Jahresübersicht. Stuttgart 1918. Carl Krabbe Verlag. 
Preis geh. Æ 4.—, geb. # 5.—. 

Antillen. — Azoren. — v. Below, — Benedikt XV. 
Diätengesetz, — Ersatzstoffe. — Erzberger. — Faulhaber. 
— Frauen erschossen. — Frauenwahirecht in England. — 
Prinz Friedrich Karl. — Georg V. Windsor. — Hertling. 
— Hindenburg. — Indisehe Muselmänner. — Jerusalem. 


Kadaver-Verwertung. — Mexiko. — Moissi. — Osterbot- 
schaft. — Polen. — Raubverträge. — Martin und Peter 
Spahn. — Suchomlinow. — Vaterlandspartei. 


Krlegswirtschaft in Rumänien, Von Dr. Fritz Karl 
Mann, Privatdozent an der Universität Kiel. Bukarest 1918. 
König-Carol-Verlag. Preis #£ 0.80. 

Der Einmarschh — Gebiet und Bewohner. — Die 
Landwirtschaft. — Die Aufbringung des Getreides. — Der 
Wiederaufbau der rumänischen Erdölindustrie. — Weitere 
Aufgaben der Kriegswirtschaft. — Geld- und Kreditverkehr. 
— Erfahrungen und Ergebnisse. 


Kameralistische Buchführung. Ihr Wesen und ihre 
Anwendung in der städtischen Verwaltung, insonder- 
heit beim Magistrat München. Mit Beispielen aus der 
Sparkassenbuchführung. Von Max Heilgemayr, rechts- 
kundiger Magistratsrat und Finanzreferent des Magistrats 
München. München 1917. J. Landauersche Universitäts- 
buchhandlung. Preis 4 2.—. 

Die städtische Verwaltung und die Buchführung 

Die Technik der kameralistiischen Buchführung, insonder- 

heit beim Magistrat München. — Anhänge, 


Die Meistbegünstigung in den künftigen Handels= 
verträgen. Von Dr. Naum, Reichsberg, o. ö. Professor 
an der Universität Bern. Bern 1918. Verlag von A. 
Francke. Preis #2 1.80. 


Winke für den Selbstschutz von Besitz. Leben, 
Eigentum bei der zunehmenden Unsicherheit vor Dieb- 
stahl, Feuer, Einbruch, Raub, Internationaler Zeit- 
schriften-Verlag Ernst Keltenborn. Göttingen-Berlin. 
Preis # 2.—. 

Wörterbuch der Heeres verwaltung. Von Paul 
Posner. Halle a. S. 1917. Verlag der Buchhandlung 
des Waisenhauses. Preis c 5.— geh. 


Ueber Wirtschaftsband und Hypothekenschutz. 
Heft 50 der Schriften des Schutzverbandes für Deutschen 
Grundbesitz. Herausgeber Verbandsdirektor Kaiserl. 
Präsident a. D. Dr. R. van der Borght. Berlin 1918. 
Verlag des Schutzverbandes für Deutschen Grundbesitz. 
Preis A 080. 


— Auf den diesem Heſt beiliegenden Prospekt 
des Verlages Carl Heymann - Berlin: 
Dr. Dalberg: Finanzgesundung aus Währungsnot, 
machen wir unsere Leser hierdurch besonders aufmerksam. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil G. Friedma un- Charlottenburg. 


